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Gesellschaftspolitische Vorbilder in
der deutschen Geschichte
Ein Abriß

I
Worin sahen bestimmte Berufsgruppen oder gar größere
Bevölkerungsschichten ihre gesellschaftspolitischen
„Vorbilder“? Wann tauchten diese erstmals auf? Wer
propagierte sie? Wem nützten sie? Warum büßten sie
inzwischen viele ihrer bisherigen Charakteristika ein? Nur
wer sich derartige Fragen stellt, kann hoffen, etwas
historisch Begründetes, ja vielleicht sogar Relevantes über
den tieferen Sinn derartiger Vorbilder auszusagen. In jenem
geographischen Bereich, der sich seit einigen Jahrhunderten
als „Deutschland“ versteht, entstanden sie wahrscheinlich
erst, als sich in grauer Vorzeit einige germanische
Bevölkerungsgruppen zu Stammesverbänden
zusammenschlossen, die sich zur Stärkung ihrer inneren
Verbundenheit – neben kriegerisch-wehrhaften
Vorstellungen – zugleich auf mythologisch überhöhte
Herrschaftskonzepte zu stützen versuchten. Eine
maßgebliche Rolle spielten dabei sicher auch vorbildliche
Gestalten der jüngsten Vergangenheit, an denen sich die
führende Kriegerkaste ein Beispiel nehmen sollte.

Dies änderte sich erst, als die germanischen Stämme im
Zuge der Völkerwanderung des 4. bis 6. Jahrhunderts in den
Einflußbereich spätantiker Religionsvorstellungen gerieten
und ihnen dort das Vorbild jenes Heilands gepredigt wurde,



der allen Menschen – ungeachtet ihrer ethnischen
Zugehörigkeit und Sprache – die Verpflichtung auferlegt
habe, sich im Gefolge einer Imitatio Christi zu Friedfertigkeit
und Bescheidenheit zu bekennen. Und daraus ergaben sich
im Hinblick auf ihre gesellschaftspolitischen Vorbilder
folgende Auswirkungen. Einerseits [<<7||8>>] führte diese
ideologische Umorientierung im Zuge der angestrebten
Christianisierung des sogenannten Abendlandes von seiten
der römisch-katholischen Kirche zu einer schnell
anwachsenden Verkultung jener Heiligen, ob nun Männer
oder Frauen, die bei der Durchsetzung des neuen Glaubens
selbst vor dem Märtyrertod nicht zurückgeschreckt waren.
Andererseits wurden von ihr all jene Anhänger Jesu als
Vorbilder hingestellt, die sich danach als Eremiten, Klausner
oder Mönche aus dem weltlichen Getriebe in eine
bedürfnislose Einsamkeit zurückgezogen hatten.

Doch mit solchen Leitbildern allein war kein Staat zu
machen. Also mußten bei der Gründung neuer Königreiche
auch gewisse vorchristliche Herrscher- und
Heldenvorstellungen reaktiviert werden, denen nach
germanischer oder antiker Tradition weiterhin die nötige
Verehrung gezollt werden sollte, um so die in der Lehre Jesu
enthaltenen Gleichheitsvorstellungen aller Menschen zu
verhindern, mit denen sich keine staatlichen
Ordnungsprinzipien durchsetzen ließen. Schließlich waren
die inzwischen entstandenen, zumeist germanisch regierten
Staaten wegen der noch unterentwickelten materiellen
Produktionsverhältnisse auf eine klare Gewaltentrennung
angewiesen, mit der sie die Gefahr eines räuberischen
Anarchismus vermeiden wollten.



Das Ergebnis dieser Entwicklung ist allen Sozialhistorikern
bekannt. Den unteren Bevölkerungsschichten, das heißt den
Bauern, Handwerkern und Mönchen, wurde fast das
gesamte Mittelalter hindurch das christliche Ideal der
Friedfertigkeit und Bescheidenheit gepredigt, um innerhalb
dieser Stände keinen rebellischen Geist aufkommen zu
lassen, während sich die Herrschenden gern als christlich-
großmütige Könige oder edle Ritter verklären ließen. Ja,
manche Herrscher verstanden sich – neben dem Papst –
sogar als Stellvertreter Jesu, so wie manche Ritter – in
Anlehnung an die Parzival-Legende – auf literarischer Ebene
gern als Hüter des Heiligen Grals hingestellt wurden, um
auch sie mit dem Nimbus heilsgeweihter Gestalten zu
umgeben. Diese Ständeordnung sowie das ihm
zugrundeliegende Vorbildsystem blieben [<<8||9>>] in
Deutschland bis weit in das 14., ja zum Teil noch bis in das
15. Jahrhundert erhalten. Das belegt unter anderen der
erste Catalogus illustriam vivorum germaniam, den
Johannes Trittenheim, der sich als Abt des
Benediktinerklosters Sponheim Trithenius nannte, in den
Jahren 1491 bis 1495 zusammenstellte und in den er rund
500 geistliche und weltliche Gestalten aufnahm, die sich
entweder in der Nachfolge Christi oder wegen ihrer
Herrscherqualitäten ausgezeichnet hätten.

Doch zu diesem Zeitpunkt bahnten sich im
gesellschaftlichen Gefüge jenes Staates, der sich als das
Heilige Römische Reich Deutscher Nation ausgab,1 bereits
sozioökonomische Änderungen an, die notwendigerweise zu
einem Wandel innerhalb der klassenbedingten Vorbilder
führten. Ausgelöst wurde diese Entwicklung vor allem durch



die sich unaufhaltsam vollziehende Verstädterung und die
damit verbundene Entstehung jenes Dritten Standes, der
sich als freies Bürgertum verstand und sich aufgrund seiner
Bildung und allmählich anwachsenden
Vermögensverhältnisse nicht mehr in die mittelalterliche
Ständeordnung, die nur Fürsten, Adlige, Bauern,
Handwerker und Mönche gekannt hatte, einpassen wollte.
Auch die von Martin Luther ausgehende Reformation, das
Auftreten der deutschbewußten Humanisten sowie die
ersten Bauernaufstände zu Beginn des 16. Jahrhunderts
taten ein übriges, die älteren gesellschaftlichen Leitbilder
des edlen Ritters und des sich der Imitatio Christi
hingebenden Klosterbruders in den Hintergrund zu drängen.
Das erstmals mit einem steigenden Selbstbewußtsein
auftretende Bürgertum, das mehrheitlich nicht mit den
aufständischen Bauern sympathisierte, suchte plötzlich nach
neuen gesellschaftlichen Vorbildern, um sich als eine über
das „niedere Volk“ erhebende Kaste zu qualifizieren. Und die
sah es weitgehend in Reformatoren, Künstlern und
Gelehrten, die zwar noch keine politische Macht besaßen,
aber dafür wenigstens im Bereich des Geistes einen nicht
mehr zu unterdrückenden Führungsanspruch anzumelden
versuchten. Ein gutes Beispiel dieser Gesinnung ist das
1566 erschienene Teutscher Nation Heldenbuch des Baseler
Professors [<<9||10>>] Heinrich Bantlin. Zwar reichte es im
Sinne der mittelalterlichen genealogischen Vorstellungen bis
zu Adam, als dem Urahn der gesamten Menschheit, zurück,
präsentierte aber zugleich dem bürgerlichen Lesepublikum
dieser Jahre auch vorbildliche Gestalten wie Martin Luther,
Johannes Gutenberg, Sebastian Münster, Albrecht Dürer und



Erasmus von Rotterdam, die sich durch ihre Taten und ihr
Leben, durch ihre Tugenden und ihre große Autorität, wie es
mehrfach heißt, ausgezeichnet hätten.

Doch die nur mangelhaft ausgebildeten materiellen
Produktionsverhältnisse innerhalb der bürgerlichen Handels-
und Handwerkergesellschaft reichten zu diesem Zeitpunkt
noch keineswegs aus, um diesen Vorbildern eine in die
politische Praxis eingreifende Wirkung zu verleihen. Dazu
war die Macht der über große Ländereien und
Steuereinkommen verfügenden fürstlichen und geistlichen
Feudalherren, die im Zuge der Gegenreformation und dann
in Nachahmung des französischen Sonnenkönigs immer
absolutistischer auftraten, weiterhin viel zu erdrückend.
Dementsprechend mußte sich das Bürgertum im
sogenannten Barockzeitalter zwangsläufig neue
gesellschaftspolitische Vorbilder schaffen. Statt nach wie vor
die aufrührerischen Reformatoren und Humanisten des
frühen 16. Jahrhunderts zu verklären, begnügte es sich jetzt
zusehends mit der liebedienerischen Herausstellung jener
Hofbeamten, deren Ehrgeiz sich weitgehend in den eigenen
Karriereabsichten erschöpfte. Zugegeben, im Gefolge der
beginnenden Aufklärung des 18. Jahrhunderts kam es dabei
auch zum Leitbild des „redlichen Mannes am Hofe“, der sich
bemüht, seinen Fürst von unnötigen Exzessen abzuhalten
und ihm lieber gewisse Reformen im Steuer- und
Verwaltungswesen nahezulegen. Aber letztlich erwiesen sich
solche vereinzelt auftretenden Gestalten nicht als
allgemeingültige Vorbilder für das sich selbst in vielen
deutschen Staaten zu einem allmählich immer größeren
Selbstwertgefühl durchringenden Bürgertum.



Da jedoch der absolutistische Gegendruck nicht nachließ,
beschränkten sich in der Folgezeit viele bürgerliche Autoren
bei ihrer Suche nach [<<10||11>>] neuen sozialen Fixpunkten
zunehmend auf den Innenbereich der alltäglichen
Lebensführung, statt sich auf das Glatteis in die Tagespolitik
eingreifender Forderungen zu begeben. Ihre
gesellschaftspolitischen Vorbilder blieben demzufolge bis
weit in das 18. Jahrhundert hinein, ja zum Teil sogar noch
darüber hinaus, recht bescheiden. Im Sinne der
weitverbreiteten Maxime „Ruhe ist die erste Bürgerpflicht“
stellten sie gern als neues Leitbild den „guten Hausvater“
hin, der sich aus allen politischen Wirren heraushält und sich
vornehmlich um sein Geschäft und seine Familie kümmert.
In ihren Schriften begegnet man daher immer wieder der
Forderung, daß jeder „vor seiner eigenen Türe kehren solle“,
statt sich in die politischen Machenschaften der Fürsten
einzumischen.

Die Forderungen der Französischen Revolution von 1789
fanden, obwohl sie fast ausschließlich vom Dritten Stand
ausgingen, deshalb selbst in den mittelständischen
Schichten der meisten deutschen Staaten keinen großen
Widerhall, zumal sich sogar von ihrem Herzog in den
Adelsstand erhobene bürgerliche Geistesgrößen wie Johann
Wolfgang Goethe und Friedrich Schiller im Laufe der
neunziger Jahre unmißverständlich von ihnen distanzierten.
An welchen Vorbildern sollten sich daher die anderen
Intellektuellen unter den deutschen Bürgern in dieser Ära
orientieren? Da sie keine fanden und in den
gegenrevolutionären Propagandaorganen lediglich lasen, zu
welchen gewaltsamen Ausschreitungen die jakobinische



Herrschaft in Paris geführt habe, schwiegen sie lieber und
blieben bei ihrer hausväterlichen Gesinnung, die ihnen in
den von den Fürsten angezettelten Koalitionskriegen gegen
die angeblich „skrupellosen Wüstlinge“ jenseits des Rheins
als die ihrem Stande einzig gemäße Haltung erschien.

Doch dieser Zustand sollte nicht lange währen. Schließlich
erwies sich der ihnen anfangs als „Bändiger der
Französischen Revolution“ angepriesene Napoleon ab 1806
als ein skrupelloser Imperialist, der nicht nur das Heilige
Römische Reich Deutscher Nation zu Fall brachte, sondern
es auch schamlos auszubeuten begann. Und das [<<11||12>>]

empörte selbst große Teile der bis dahin in Engelsgeduld
dahinlebenden deutschen Bürgerklasse. Als sich darum
1812 die preußischen, sächsischen und österreichischen
Herrscher entschlossen, die französische Grande armée mit
der Hilfe der Russen aus Deutschland zu vertreiben, folgten
ihnen viele ihrer Untertanen mit „vaterländischer“
Begeisterung, ja voller Hoffnung, daß dieser Krieg nicht nur
zur Befreiung von den Franzosen, sondern auch zur
Befreiung von der absolutistischen Willkür vieler deutscher
Fürsten führen würde. Ihre gesellschaftspolitischen Vorbilder
waren daher nicht nur Friedrich Wilhelm III. von Preußen
oder Franz I. von Österreich, sondern auch die in der
Germania des Tacitus oder im Nibelungenlied beschworenen
freiheitsliebenden germanischen Recken sowie jene
Lützower Jäger, die im Gefolge Theodor Körners im Kampf
gegen die französischen Eindringlinge den Heldentod
erlitten hatten. Doch alle daran geknüpften Hoffnungen
machten die auf dem Wiener Kongreß von 1815 von den
Fürsten durchgesetzten reaktionären Beschlüsse, die keinen



Zweifel an der Aufrechterhaltung der älteren
absolutistischen Verhältnisse ließen, wieder zunichte. Wer
deshalb in der Folgezeit weiterhin irgendwelchen
nationaldemokratischen Idealen anhing, wurde entweder
bespitzelt, eingekerkert oder mußte ins Ausland fliehen.

Neue politische Hoffnungen und damit auch neue
gesellschaftsverändernde Vorbilder ergaben sich für das
deutsche Bürgertum erst wieder nach der Französischen
Revolution von 1830, deren progressive Zielsetzungen vor
allem von den Jungdeutschen und dann den Vormärzlern
aufgegriffen wurden, die sich wie Heinrich Heine als
saintsimonistisch gesinnte „Männer der Moderne“ oder wie
Karl Marx als „Kommunisten“ ausgaben, jedoch bei den
durch die Metternichsche Restauration eingeschüchterten
biedermeierlich gesinnten Hausvätern nicht den
genügenden Widerhall fanden. Selbst die anfangs recht
vielversprechende Achtundvierziger-Revolution verlief
demzufolge in Deutschland im Sande. Als deshalb Ludwig
Bechstein 1854 sein Buch Zweihundert deutsche Männer in
Bildnissen und Lebensbeschreibungen [<<12||13>>]

herausbrachte, nahm er darin vor allem Schriftsteller,
Komponisten, Maler und Gelehrte auf, um somit den in rund
30 autonomen Fürstentümern lebenden Deutschen – wenn
schon nicht in politischer Hinsicht, so doch wenigstens auf
dem Gebiet der Kultur und Wissenschaft – einige
nationalbetonte Vorbilder zu geben. Doch schon in den
folgenden Jahren schworen große Teile der bürgerlichen
Intelligenz, selbst viele von jenen, die sich 1848 noch für die
Durchsetzung der Volkssouveränität eingesetzt hatten,
sogar derartigen Vorbildern ab und versprachen sich eine



Veränderung der innenpolitischen Verhältnisse nur noch von
der preußischen Führungsmacht unter Otto von Bismarck.
Und dieser nutzte als Realpolitiker die ihm gegebene
Chance, indem er 1871 – nach einem von ihm provozierten
Krieg gegen Frankreich – jenes Zweite Deutsche Kaiserreich
gründete, in dem zwar auch einige Vertreter des
bürgerlichen Geistes- und Besitzadels als vorbildlich
hingestellt wurden, jedoch die eigentliche Macht weiterhin
in den Händen der Fürsten und der mit ihnen verbundenen
Hochadligen blieb.

Die Folge davon war, daß sich die wilhelminische
Bourgeoisie in zwei ideologische Lager spaltete. Die einen
schworen blindlings auf Kaiser und Reich, die anderen zogen
sich in den Bereich der von Thomas Mann apostrophierten
„machtgeschützten Innerlichkeit“ zurück und sahen ihre
Vorbilder lediglich in Künstlern, Ästheten und anderen
„Geistigen“, die sich von jedem tagespolitischen
Engagement distanzierten. Während die Sozialdemokraten
zur gleichen Zeit erstmals das Leitbild des klassenbewußten
Arbeiters aufstellten, fanden die bildungsbetonten
Intellektuellen dieser Ära sowohl die geschäftstüchtigen
Raffkes unter den Industriellen als auch den Pöbel der
unteren Klassen lediglich degoutant. Ohne jedes Verständnis
für die imperialistische Stimmungsmache der
wilhelminischen Führungsschichten stolperten daher viele
von ihnen 1914 geradezu bewußtlos in jenen Ersten
Weltkrieg hinein, den sie als eine „Kulturmission des
deutschen Geistes“ empfanden.

[<<13||14>>] Als dieser Krieg verloren ging, stand deshalb fast
das gesamte deutsche Bürgertum ohne progressiv



gestimmte Vorbilder da. Es war zwar froh, daß die
inzwischen revisionistisch eingestellten Sozialdemokraten
die von den Spartakisten angestrebte „Bolschewisierung“
der Weimarer Republik verhindert hatten, schwankte aber
weiterhin unschlüssig zwischen wilhelminisch gefärbten
Nostalgiegefühlen und gewissen liberaldemokratischen
Vorstellungen hin und her. Ja, als es 1929 zu einer auch sie
bedrohenden Wirtschaftskrise kam, schloß sich die Mehrheit
des bürgerlichen Mittelstands, der sich inzwischen von den
Sozialdemokraten abgewandt hatte, jener Allianz aus
Deutschnationaler Volkspartei (DNVP) und
Nationalsozialistischer Deutscher Arbeiterpartei (NSDAP) an,
von der sich die Vertreter dieser Klasse die einzig mögliche
Rettung vor einer abermals drohenden „Bolschewisierung“
von seiten der Kommunistischen Partei Deutschlands (KPD)
versprachen. Demzufolge huldigten sie von Jahr zu Jahr, ja
von Monat zu Monat immer williger jenen
gesellschaftspolitischen Vorbildern, die ihnen diese zwei
zutiefst republikfeindlichen Parteien als die wichtigsten
Leitfiguren einer erfolgversprechenden Zukunft
vorgaukelten. Und das waren vor allem die
deutschbewußten Arbeiter der Stirn und die ebenso
deutschbewußten Arbeiter der Faust, die nicht länger dulden
würden, sich von irgendwelchen undeutschen Elementen,
seien es nun Kommunisten oder Juden, ausbeuten oder
hinters Licht führen zu lassen, sondern allen „wahren
Deutschen“ wieder ein neues nationales und kulturbewußtes
Selbstwertgefühl einflößen würden.

Die innenpolitischen, rassistischen und imperialistischen
Auswirkungen dieser propagandistisch aufgebauschten



Ideologiekonzepte, ob nun die am 30. Januar 1933 von Paul
von Hindenburg vollzogene Machtübergabe an Adolf Hitler,
die Zerschlagung der Arbeiterbewegung, das Leitbild der
arischen Volksgemeinschaft, die Nürnberger Rassengesetze,
der Zweite Weltkrieg, die Judenvernichtung, die
Bombardierung der deutschen Städte, die bedingungslose
Kapitulation am [<<14||15>>] 8. Mai 1945 und die Vertreibung
von über 10 Millionen Deutscher aus Ost- und Südosteuropa,
sind nur allzu bekannt und brauchen hier nicht weiter
ausgeführt zu werden.

II
Wie sollte es danach zu neuen gesellschaftspolitischen Leit-
oder Vorbildern kommen? Und wer sollte sie aufrichten? Die
Mehrheit der deutschen Bevölkerung verhielt sich nach den
grauenvollen Auswirkungen des Zweiten Weltkriegs erst
einmal wie gelähmt. Selbst die überlebenden
Nazifaschisten, die an dieser Misere schuld waren, hatten
keine Chance, weiterhin für ihre Ideale Propaganda zu
treiben. Daran hinderten sie nicht nur die
Entnazifizierungsmaßnahmen der vier Besatzungsmächte,
sondern auch jene Vertreter der Inneren Emigration, die sich
bereits im Dritten Reich, wenn auch nicht offen, so doch
privat von den rassistischen und wehrbetonten
Ideologiekonzepten der Nazis abgestoßen gefühlt hatten.
Das Nein zu Hitler und seinen Satrapen war daher
allgemein. Aber das Ja zu neuen gesellschaftspolitischen
Vorbildern blieb weitgehend aus. Wer sich überhaupt um
solche Vorstellungen bemühte, gehörte fast ausschließlich
zu jenen Deutschen, die aus den Gefängnissen bzw.



Konzentrationslagern befreit worden waren oder aus dem
Exil zurückkehrten. Während die meisten Vertreter der
Inneren Emigration dem Nazifaschismus lediglich halbwegs
geduldete religiöse oder bürgerlich-liberale Leitbilder
entgegengesetzt hatten, bekannten sich viele der aus den
Kerkern der Nazis Befreiten sowie der aus dem Exil
Zurückkehrenden eher zu jenen im Dritten Reich brutal
unterdrückten linksorientierten Ideologien, von denen sie
sich ein friedliebendes, auf demokratischen und zugleich
sozialistischen Grundsätzen beruhendes Deutschland
versprachen. Und das wurde anfangs selbst von den
Westmächten geduldet, die schließlich den Nazifaschismus
gemeinsam mit der Sowjetunion besiegt hatten. Daher blieb
die ideologische Situation in der unmittelbaren
Nachkriegszeit erst einmal relativ pluralistisch.

[<<15||16>>] Das änderte sich erst, als in den Jahren 1946/47
die außenpolitische Situation immer frostiger wurde und der
lang anhaltende Kalte Krieg zwischen den USA und der
UdSSR begann. Dieser Wandel führte notwendig dazu, daß
es in der Folgezeit nicht zu einem wiedervereinigten
selbständigen Deutschland kam, sondern aus den vier
Besatzungszonen zwei von diesen beiden Supermächten
abhängige Satellitenstaaten wurden. Damit waren die
ideologischen Parameter diesseits und jenseits des
sogenannten Eisernen Vorhangs von vornherein klar. Wer
sich diesseits der Elbe befand, mußte dem American Way of
Life folgen, wer sich jenseits der Elbe befand, mußte sich
entscheiden, entweder den marktwirtschaftlichen
Verlockungen des Westens nachzugeben und dorthin
überzusiedeln oder sich zu den antikapitalistischen



Ideologiekonzepten der sowjetorientierten Sozialistischen
Einheitspartei Deutschlands (SED) zu bekennen. Während
also kurz nach der oft beschworenen „Stunde Null“ noch
eine gewisse weltanschauliche Offenheit geherrscht hatte,
trat danach eine politische Polarisierung ein, die im
Spätherbst 1949 schließlich zur endgültigen Spaltung
Deutschlands in zwei voneinander unabhängige Staaten, die
Bundesrepublik Deutschland (BRD) sowie die Deutsche
Demokratische Republik (DDR), führte.

Innerhalb dieser beiden Staaten waren vor allem zu
Anfang die gesellschaftspolitischen Idealvorstellungen
geradezu überdeutlich. Im Westen war es das bürgerlich-
liberale Leitbild des auf keine klar umrissene Ideologie
festgelegten Individuums, für das es keinen höheren Wert
als die einzelpersönliche Freiheit in politischer, beruflicher,
sozialer, künstlerischer oder geistiger Hinsicht gab. Das
klang auf Anhieb, vor allem nach den vielen
Einschränkungen der Subjektivität innerhalb des Dritten
Reichs, recht vielversprechend. Deshalb hatte diese
Vorstellung – gekoppelt mit finanziellen Hilfeleistungen der
USA, die in der Bundesrepublik vor allem ein Bollwerk gegen
den östlichen Kommunismus sahen – innerhalb breiter
Schichten der westdeutschen Bevölkerung eine nicht zu
leugnende Wirkung. Viele Bundesbürger [<<16||17>>] und
Bundesbürgerinnen setzten fortan Freiheit fast durchgehend
mit Wohlstandssteigerung gleich, was der
marktwirtschaftlich orientierten Partei der Christlich-
Demokratischen Union (CDU) gegen Ende der fünfziger
Jahre zu später nicht wieder überbotenen Wahlerfolgen
verhalf. Irgendwelche systemverändernden Ideologien, ob



nun von rechts oder links, wurden in den mittelständisch
ausgerichteten Massenmedien dieses Staats von vornherein
als „totalitaristisch“ abgestempelt. „Wir brauchen keine
Ideologien“, erklärte damals der von der CDU eingesetzte
Wirtschaftsminister Ludwig Erhard und konnte sich dabei der
Zustimmung weiter Kreise sicher sein. Die wichtigste
Funktion dieses Staates sei es, verkündete er immer wieder,
sich allein darauf zu beschränken, „dem persönlichen
Bereicherungsdrang des Einzelnen so wenige Schranken wie
nur möglich entgegen zu stellen“.2 Falls demzufolge in der
frühen Bundesrepublik überhaupt noch ideologisch
polemisiert wurde, dann nicht mehr gegen den
antikommunistisch eingestellten Nazifaschismus, sondern
nur noch gegen die antikapitalistisch ausgerichtete
Sowjetunion sowie die ihr angegliederte „Sowjetzone“ oder
die „sogenannte DDR“, wo man ein Sklavenregime
aufgerichtet habe, in dem es keine persönliche Freiheit und
damit keine Menschenwürde mehr gebe.

Hingegen war das Leitbild eines nur seinem „persönlichen
Bereicherungsdrang“ folgenden freiheitlichen Individuums in
Ostdeutschland von vornherein verpönt. In diesem Staat
galt als wegweisend anfangs fast ausschließlich jenes oft
beschworene Kollektiv sozialistisch gesinnter Politiker,
Arbeiter, Bauern und Junger Pioniere, das sich im Rahmen
der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands (SED) für
den Aufbau eines antifaschistischen, friedliebenden Staates
einsetzen würde. Als wichtigste gesellschaftspolitische
Vorbilder wurden deshalb hierzulande fast ausschließlich
jene „positiven Helden“ herausgestrichen, die sich um eine
Sozialisierung der Gesamtgesellschaft bemühten und dafür



mit Nationalpreisen, diversen Orden oder Aktivistenprämien
ausgezeichnet wurden. Da diese Gruppe zu Anfang relativ
klein war, ja die Mehrheit [<<17||18>>] der ostdeutschen
Bevölkerung weiterhin bürgerlich-konservativen oder gar
antikommunistischen Ideologien anhing und demzufolge
den Parolen der SED nur höchst widerwillig folgte, sah sich
die dortige Regierung – zumal es aufgrund des
Rohstoffmangels sowie der sowjetischen Demontagen
häufig zu ökonomischen Engpässen kam – immer wieder zu
drakonischen Zensur- und Unterdrückungsmaßnahmen
gezwungen. Deshalb wurde der angestrebte Sozialismus
von vielen Bewohnern dieses Staates nicht als
demokratisierend, sondern als totalitaristisch empfunden.
Selbst manche der anfangs hoffnungsvoll gestimmten DDR-
Bürger, die in der Durchsetzung des Sozialismus ihr
höchstes Lebensziel gesehen hatten, bekamen daher im
Laufe der Jahre Skrupel, ob sich in ihrem unter so
ungünstigen Bedingungen begonnenen Staat wirklich eine
alle Lebensbereiche durchdringende Sozialisierung
erreichen lasse, die ihnen neben der Verstaatlichung der
Produktionsstätten und der beruflichen Absicherung aller
Menschen zugleich jene persönliche Selbstrealisierung
erlauben würde, wie sie einstmals dem jungen Karl Marx in
seinen Pariser Manuskripten vorgeschwebt hatte. Und es
waren nicht die Schlechtesten unter den Sozialisten in der
DDR, die solchen Vorstellungen anhingen.

III
So weit, so einsichtig. Aber welche anderen
gesellschaftspolitischen Vorbilder hätte man im Laufe der



fünfziger Jahre den sich dogmatisch verhärtenden
Leitbildern in West- und Ostdeutschland, ob nun dem
geschäftstüchtigen Emporkömmling oder dem
gesellschaftsbezogenen Aktivisten der Arbeit,
entgegensetzen sollen? Da sowohl die CDU als auch die SED
bis weit in die sechziger Jahre an ihrem zu Beginn des Kalten
Kriegs eingeschlagenen ideologischen Kurs festhielten,
waren es lediglich einige politisch unangepaßte Außenseiter
unter den Künstlern, Professoren oder anderen
Intellektuellen, die sich bemühten, Auswege aus dieser
festgefahrenen Situation aufzuzeigen. Zugegeben, es kam
auch innerhalb des Parteigefüges der BRD und der DDR zu
einigen [<<18||19>>] ideologischen Kursschwankungen. So
wandte sich etwa in der Bundesrepublik die Führungsspitze
der Sozialdemokraten ab 1960 unter dem Motto „Mehr
Demokratie wagen“ sowohl gegen den autoritären
Regierungsstil Konrad Adenauers als auch gegen die
Nachteile der vorwiegend monopolkapitalistischen
Interessen dienenden Erhardschen Wirtschaftspolitik,
entschloß sich aber, als sie endlich um 1970 an die Macht
kam, ebenfalls kein Aufkommen irgendwelcher rebellischen
Gesinnungen zu dulden und bekannte sich weitgehend zu
den von den Christdemokraten durchgesetzten
marktwirtschaftlichen Prinzipien. Und auch in der DDR kam
es zwar gegen Ende der fünfziger Jahre zu einer durch die
antistalinistischen Reden Nikita Chruschtschows
eingeleiteten „Tauwetter“-Phase und einer damit
verbundenen Meinungspluralität, die jedoch nur von kurzer
Dauer war, da die SED in ihr lediglich eine revisionistische
Abweichung von ihren vorher festgelegten Prinzipien sah.



In beiden Staaten bekamen daher neben einer Reihe von
Künstlern auch einige widersetzliche Geisteswissenschaftler
unter den Professoren die Folgen dieser Maßnahmen – ob
nun der antikommunistischen Politik im Westen oder des
sich verschärfenden Dogmatismus im Osten – zu spüren.
Kein Wunder, daß sich manche darauf entweder anpaßten
oder Selbstkritik übten, das heißt sich in die Masse der
systemkonformen Karrieristen einreihten. Aber es gab auch
andere, die nicht von vornherein klein beigaben und
inzwischen wegen ihrer kritisch-engagierten Haltung als
Außenseiter, Unangepaßte oder als „Partisanenprofessoren
im Lande der Mitläufer“, wie sie Jürgen Habermas 1966 in
der Wochenschrift Die Zeit bezeichnete,3 in die Geschichte
eingegangen sind. Ihnen, die uns – wegen ihrer
ideologischen Widersetzlichkeit, mit der sie bestimmten
parteipolitischen Verbohrtheiten diesseits und jenseits des
sogenannten Eisernen Vorhangs entgegenzutreten
versuchten – vor einer klischeeartigen Betrachtung der
deutschen Ideologiegeschichte des hier ins Auge gefaßten
Zeitraums bewahren könnten, sei daher der Hauptteil dieses
Buchs gewidmet.

[<<19||20>>] Erst einmal einige Bemerkungen zur
Charakteristik dieser auf den ersten Blick höchst disparaten
Gruppe von geisteswissenschaftlich und zugleich politisch
orientierten Professoren. Fast alle dieser Außenseiter hatten
wegen ihrer nonkonformistischen Anschauungen schon zu
Beginn ihrer akademischen Laufbahn viele Anfeindungen
erlebt. Das begann bereits gegen Ende der Weimarer
Republik, als sie sich gegen das plutokratische Gebaren der
tonangebenden Großbourgeoisie sowie die mit



Brachialgewalt auftretenden Nazifaschisten wandten und
dadurch zwangsläufig zu Sympathisanten linksgerichteter
Ideologien wurden. Die meisten von ihnen mußten deshalb
im Jahr 1933 – nach der von den Großindustriellen bewirkten
Machtübergabe an den antisemitisch eingestellten
Kommunistenhasser Adolf Hitler und seine NSDAP, der
diesen Kreisen versichert hatte, alle linkskritischen
Tendenzen unbarmherzig „auszumerzen“ – als Kommunisten
und/oder Juden ins Exil ausweichen. Doch auch dort waren
sie, ob nun in Frankreich, England, Österreich oder der
Schweiz, wo in den mittdreißiger Jahren eine weitgehende
Appeasement-Politik vorherrschte, ja wo manche der
dortigen Politiker im Dritten Reich kein Terrorregime,
sondern eher ein effektives Bollwerk gegen die Sowjetunion
sahen, wegen ihrer linken Gesinnungen vielfach drangsaliert
worden. Und wer von ihnen als Nichtjude nach 1933 in
Deutschland blieb, wurde von den NS-Behörden verhaftet
und dann zu langjährigen Haftstrafen verurteilt oder sah
sich zumindest einschneidenden beruflichen Behinderungen
gegenüber.

Diese Professoren waren also schon vor 1945 keine
Mitläufer gewesen und wollten es auch nach 1945 nicht
werden. Aus diesem Grund bemühten sie sich nach ihrer
Befreiung aus den NS-Gefängnissen, ihrer Militärdienstzeit
oder ihrer Rückkehr aus dem Exil sofort um die
Durchsetzung politischer, sozioökonomischer, juristischer
oder pädagogischer Reformen in den vier Besatzungszonen,
indem sie entweder Mitglieder der jetzt wieder
zugelassenen Kommunistischen Partei Deutschlands wurden
oder dem bereits im Sommer 1945 gegründeten [<<20||21>>]



Kulturbund zur demokratischen Erneuerung Deutschlands
beitraten, um so erneute Machtbestrebungen von seiten der
Großindustriellen und ihrer politischen Handlanger zu
verhindern, ein rechtsstaatliches Justizsystem aufzubauen,
sich für die Aufwertung linkshumanistischer
Kulturtraditionen einzusetzen, eine antifaschistische
Reorientierung des deutschen Presse- und Verlagswesens
einzuleiten und zugleich an einer Umgestaltung des
deutschen Schul- und Universitätssystems im Sinne einer
antibürgerlichen, das heißt auch den Unterschichten
zugänglichen Bildung mitzuarbeiten. Daß es sich bei diesen
Professoren ausschließlich um Männer handelte, sollte bei
der frauenfeindlichen Universitätspolitik der Weimarer
Republik und dann in verstärktem Maße des Dritten Reichs,
wegen der es während dieses Zeitraums in den
Geisteswissenschaften kaum Habilitandinnen gegeben
hatte, niemanden verwundern.

Der gute Wille, sich um die Durchführung derartiger
Bestrebungen zu bemühen, war bei fast allen Vertretern
dieser Gruppe gleich stark. Selbst die westlichen
Besatzungsmächte ließen sie demzufolge, falls sie sich in
den Rahmen ihrer Democratic-Re-Education-Programme
einfügten, anfangs durchaus gewähren. Als jedoch 1947 der
von den USA ausgelöste Kalte Krieg gegen die UdSSR
einsetzte, sahen sich manche von ihnen wegen ihrer linken
Anschauungen diesseits der Elbe plötzlich gefährdet und
wechselten zeitweilig oder für immer in den östlichen Teil
Deutschlands über. Doch auch dort stießen sie zum Teil auf
Schwierigkeiten, da sie sich nicht blindlings den mit
dogmatischer Härte auftretenden Mitläufern der sowjetisch



orientierten Funktionäre der SED anschließen wollten. Was
ihnen sogar in Ostdeutschland vorschwebte, war – bei aller
Ablehnung des rein auf Profit bedachten kapitalistischen
Systems – entweder ein Dritter Weg zwischen Kapitalismus
und Sozialismus, um neben der sozialen Gleichheit auch der
einzelpersönlichen Freiheit zu ihrem Recht zu verhelfen,
oder eine Aufweichung jenes ideologischen Dogmatismus zu
erreichen, den sie als spezifisch „stalinistisch“ empfanden.

[<<21||22>>] Das gesellschaftspolitische Vorbild dieser
Professorengruppe war deshalb weder der weltanschaulich
freischwebende Individualist westlicher Prägung noch der
linientreue, allen Beschlüssen des Zentralkomitees der SED
folgende Parteigenosse, sondern ein kritisch eingestellter
Aufklärer, der trotz seines Engagements für eine politische
und sozioökonomische Umgestaltung des gesamten
Staatsgefüges keineswegs auf jene freiheitlichen und
kulturellen Errungenschaften verzichten wollte, für die sich
die progressiv eingestellten Bürger seit dem 18. Jahrhundert
eingesetzt hatten. Und mit dieser Haltung eckten fast alle
Vertreter dieser Richtung, die bald darauf als
„Nichtkonformisten“, „Grenzgänger“ oder
„Partisanenprofessoren“ galten, sowohl im Osten als auch
im Westen an.4 Das führte dazu, daß ihnen die staatlichen
Behörden in beiden Teilen Deutschlands mißtrauten,
während sie von sozial engagierten Künstlern und
Intellektuellen in Ost und West in steigendem Maße als
vorbildlich empfunden wurden. Trotz ihres Außenseiterstatus
blieben sie deshalb in diesen Kreisen keine Unbekannten,
sondern erfreuten sich – vor allem während der kurzlebigen
Tauwetterphase in der DDR um 1956/57 sowie der



sogenannten linken Welle in der BRD um 1970, die zum Teil
noch bis in die frühen achtziger Jahre anhielt – eines
beträchtlichen Ansehens.

Allmählich vergessen wurden sie erst nach der Wende von
1989, als im Zeichen eines forcierten Ideologieverdachts
alle kritisch auftretenden Bekennernaturen plötzlich dem
Verdikt verfielen, im Rahmen der endlich allgemein
gewordenen westlichen Wohlstandsgesellschaft keine
Relevanz mehr zu haben. Was deshalb nach diesem
Zeitpunkt in den systemkonformen Verlautbarungen der sich
als Berliner Republik ausgebenden BRD vorherrschend
wurde, war jener Neoliberalismus, der nicht nur
wirtschaftspolitisch zur ungehemmten Durchsetzung der
angeblich Freien Marktwirtschaft führte, sondern auch
gesellschaftspolitisch zu jener Gesinnung beitrug, im
Gefolge sogenannter postmoderner Anschauungen auf
irgendwelche weltanschaulichen oder gar
sozioökonomischen Veränderungsvorschläge zu verzichten
und den [<<22||23>>] weltweiten Triumphzug des sich
globalisierenden Finanzkapitalismus einfach als das „Ende
der Geschichte“ hinzunehmen.

IV
Der Anspruch, als Geisteswissenschaftler zu
gesellschaftspolitischen Fragen Stellung zu beziehen, nahm
daher im neoliberalen Klima der Nachwendezeit schnell ab.
Wer als Akademiker weiterhin auf Reizvokabeln wie
„Solidarität“ oder gar „Sozialismus“ zurückgriff, wurde
fortan von der Mehrheit der anderen Geisteswissenschaftler
entweder totgeschwiegen oder als hoffnungslos veraltet


